
Bildungspolitik ist bei allen 
Parteien eines der wichtigsten 
Wahlkampfthemen 

Schweden ist Pionier in der 
freien Schulwahl und der 
Fi:irderung von Privatschulen. 
Do eh die Schule ist zum 
Problemfall und zum grossen 
Wahlkampfthema geworden. 
Niels Anner, Gõteborg 

«Gib deine Stimme der Schule;» 
Egal welcher Parteichefin Schwe­
den von den Wahlplalcaten Iã­
chelt: Es geht meist um dié Schu­
le. Als Stefan Lõfven, Chef d er So­
zialdemolcraten und Favorit für 
das Amt des Ministerprãsidenten, 
das Wahlmanifest seiner Partei 
prãsentierte, tat er dies symbo­
lisch in einem Gymnasium. 

Viele Probleme warten 
Auf einem Spielplatz in Gõteborg, 
Schwedens zweitgrõsster Stadt, 
erlclãrt eine Mutter, das Thema 
beschãftige viele. Klassen mit 
dreissig Schülern, ungenügende 
Disziplin, schlechte Abschluss­
Resultate, nicht nur in den Pisa­
Studien. Es mangle an Qualitãts­
lcontr.ollen und Lehrerausbil­
dung, sagt auch Julieta Lodeiro, 
Direlctorin der Victoria-Schule; ej­
ner Privatschule in einem ge­
pflegten Altbau. Si e hofft aufVer­
besserungen nach den Wahlen. 
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Insbesondere müsse der Lehrer­
beruf aufgewertet werden. 

Lodeiro sagt offen, Schweden 
habe ein «Experiment mit der Ju­
gend begonnen, ohne die Konse­
quenzen zu kennen». Bürgerliche 
und linlce Regierungen liberali­
sierten sei t d en neunziger Jahren 
die Scbule: Óffentliche wie pri­
vate sind lcostenlos, beide erhal­
ten pro Schüler dasselbe staatli­
che Schulgeld, die Eltern haben 
die freie W ahi. Privatschuleri er­
hielten dadur eh starken Aufwind, 

Direldorin Julieta Lodeiro. 

Schüler einer Stockholmer Privatschule versamme!n sich für einen Ausflug. (14. Oktober 2013) 

sie nehmen heute rund einen 
Fünftel aller Schüler auf. Sie fol­
gen d em schwedischen Lehrplan, 
kõnnen aber auch speziell pãd­
agogisch oder religii:is ausgerich­
tet sein. Oft seien Privatschulen 
effizienter und persi:inlicher orga­
nisiert, sagt Lodeiro. 

Mit der freien Schulwahl wur­
de ein Marlct geschaffen, den eine 
klare Mehrheit der Schweden 
nicht missen will. Allerdings wer­
den die meisten Privatschulen 
von Alctiengesellschaften und . 

Am 14. September dürfte die 
bürgerliche Vierparteien-AI· 
lianz nach acht Jahren abge· 
wahlt werden. Laut Prognosen · 
erhalt d er lin ke Flügel mit 
Sozialdemokraten, Grünen und 
Linkspartei 5 bis 10 Prozent· 
punkte Vorsprung. Gleichzeitig 
werden die rechtspopulisti· 
schen Schwedendemokraten, 
mit denen niemand regieren 
will, stark zulegen. Zudem 
kiinnte erstmals di e Feministi­
sche lnitiative ins Parlament 
kommen. (nan.) 

Konzernen geführt. Wollten di ese 
Gewiime erzielen, kõnne si eh das 
negativ auf d en Unterricht, etwa 
auf das Betreuungsverhãltnis, 
auswirken, sagt Lodeiro, die eine 
Non-Profit-Schule leitet. 

Studien ha ben gezeigt, dass di e 
frei e Schulwahl soziale Trennung 
verstãrkt: Hõher Gebildete su­
chen hãufiger für ihre Kinder eine 
bessere Schule. Eigentlich dürfen 
Privatschulen niemanden aus­
schliessen, doch schwedische 
Medien deckten auf, dass Kinder 
mit auslandischén Nàmen schwe­
rer Plãtze belcommen. 

Im Wahlkampf streitet Schwe­
den über den Wohlfahrtsstaat. 
Dieser sorgt zum Beispiel durch 
umfassende Kinderbetreuung da· 
für, dass das Land bei der Gleich­
berechtigung internationale Spit­
zenrange einnimmt. Knackpunkt 
ist aber die Finanzierung. Die 
Bürgerlichen haben eine Viertel­
million Jobs geschaffen, Steuern 
gesenkt und SoZialleistungen ge­
kürzt. Dennoch haben sie keine 
grossen Geschenke an die Wãh~ 
ler, sie setzen weiter aufSparsam­
keit. Die Linlce sieht «schwedi­
sche Tugenden» wie Gleichheit 
und Solidaritãt gefãhrdet. Sie kri­
tisiert das «kalte soziale Klima». 
Schuld daran seien die von den 

Bürgerlichen vorangetriebenen 
Privatisierungen im Gesundheits­
wesen, in der Alterspflege und in 
d er Schule, sagt ein Wahlkãmpfer 
der Grünen in Gõteborg. 

Kehrseite dler Schwfirmen 
In den letzten Jahren machten 
imrner wieder Risikokapitalgeber 
Schlagzeilen, die in Schulfirmen 
investieren - mit entsprechenden 
Profiterwartí.mgen. Di e Regierung 
sei naiv gewesen, rãumt Bil­
dungsministerJanBjõrklundein, 
einige Konzerne hãtten Gewinne · 
maximiert, statt in Bibliotheken 
oder Personal zu investieren. 
2012 ging ein grosses Unterneh­
men Konkurs, Tausende Jugend­
liche standen plõtzlich ohne Un­
terricht da. 

«Dass mit Steuergeldern Profit 
erzielt wird, ãrgert enorm viele 
Leute», sagt Jonas Tõrnberg, Va­
ter zweier Kinder in einer õffent­
lichen Schule. Dennoch findet er 
es populistisch, dass Linlcspartei 
und Grüne Schul-Profite verbie­
ten wollen: «Wir mõchten Wahl­
freiheit, also müssen wir auch 
Investitionen und Gewinne er­
mõglichen - aber besser kontrol­
lieren», sagt er. Nur dank den 
Privatschulen gebe es genügend 
Schulplãtze. 

Privatschulen hãtten ein 
Imageproblem, doch õffentliche 
Schulen hãtten oft grõssere Pro­
bleme, sagt Nilclas Dahlstrõm. Er 
. ist Direktor d er Gõteborger Filiale 
der Kunskaps-Schule, eines Kon­
zerns mit 29 Schulen tmd lO 000 
Schülern in Schweden. Dahl­
strõm spricht sich für klares Ma­
nagement aus. Seine Lehrer er­
halten einen Leistungslohn, ab­
hangig davon, o b ihre Schüler di e 
mit den Eltern definierten Lern­
ziele erreichen. Dabei erlaubt die 
Kunskaps-Schule grosse Freihei­
ten: Schüler kõnnen sel b er Priori­
tãteri setzen, Unterrichtsmodule 
wãhlen uhd Lernzeit gestalten. 
Einmal pro Woche werden die 
Fortschritte im Eiilzelunterricht 
besprochen, «llnser bestes Werk­
zeug», sagt der Direktor. Seine 
Schule gehe individuéll auf Schü­
ler ein, die zu einem Viertel Mi­
granten sind. 

Dahlstrõm sieht keine Schul­
krise. Immerhin gelte sein Land 
seit Jahren international als eines 
der besten für Innovation. Aber 
di e Schule müsse immer inehr ge­
sellschaftliche Pr.obleme auffan­
gen. Und durch die Wahlfreiheit 
hãtten die1 Eltern heilte hõhere 
Erwartungen. Dem seien nicht 
alle Séhulen gewachsen. 
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